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Ihre Anfrage erlaube ich mir) wie folgt zu beant'lt-lorten: 

Zu Punkt 1 

Dem Unternehmensplan der Post- und Fernmeldever'traltung kommt 

kein absolut verbindlicher Charal<:ter zu. Dementsprechend stellt 

das Vor\'lOrt zum Unternehmensplan auch fest) daß \'leder künftige 

politische Entscheidungen berücksichtigt werden noch eine Pr~­

jUdizierung der Beschlußfassungen des Nationalrates im Rahmen 

seiner Budgethoheit erfolgen können. 

Aus der Einleitung geht hervor, daß der Unternehmensplan - wenn 

not'\'lendie: - allenfalls ge!!nderten Pr~.missen ::mzupassen sein wird. 

Er stellt daher ein Instrument der mi ttelfrist igp.n Plam111g dar, 

wobei externe, durch die Post unbeeinflußbare EntSCheidungen bZN. 

Vorgaben der eingangs er",,~hnten Art allerdings Detaillinderungen 

erforderlich machen können. 

Zu Punkt 2 

Die ir.! Unternehnensplan dargelegte GebÜhrenpolj.t5_k tdrd grund­

sätzlich weiterverfolgt. Das Ausmaß allf~llizer GebQhren~nderu~gen 

't'1ird sich Jedenfalls an ·der gesamtwirtscha.ftlichen und der Ent­

wicklung des Postbetriebes orientieren. 
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Zu Punkt 3 

Telefonabmeldungen 1975 
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In \lJien betrug die Zahl der Telefonabmeldungen im Jahr 1975 

insgesamt 13.528, in den Bundes1~ndern NiederBsterreich und 

Burgenland zusaJ1"lnen 6.525. Daten, aufgeschlOs::;elt nach Ab­

meldungsgründen, lieGen im Bereich der Post- und Telegra.phe!'l~' 

direktion für Wien, NiederBsterreich und Burgenland nicht vor. 

Es wurde vorgesorgt, daß auch bei dieser Direktion in Hinkunft 

eine derartige Statistik gefUhrt wird. 

Zu Punkt l! 

Die BundesHi.nder ni.t der größten Zahl von AbmeldunGen ersuche 

leh, den Ausfnhrunsen zu P}:t. 3 zu entn~~men. 

FU -_ e~·"ne ,r t "- h ,- -u ver el.iUng nac, Bev61kerungss~hichten fehlen statistisch 

erfaßbare GrundlaGen; Berufslisten i'!erdt~n nicht geführt. 

Zu Punkt :; 

Nach der bestehenden EAchtsiage sind die Telefonanschlußgeb~hren 

im Ausmaß der ervJacheenden Kosten zu bere(!hner.. Eine kostendeckende 
" ·h "tl" .. ... ", .. '" '1 d - d "-eln el _lcne ners",cJ.._UYlgsgerw.nr Wl reDe CUI .. en, daß der G!'o!~tei 1 
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der Anschlußwerber in dicht besiedelten Gebieten m:tt entsprechend 

niedrigeren Anschlußkosten r.1ehr zahlen müßte, als fUr diese An­
schlüsse tatsächlich Kosten erwachsen. Ein regionalpolitischer 
Ausglei.ch innerhalb' der Telefonkunden bZvl. der von ihnen zu 

zahlenden Gebühren e~scheint problematisch. Durch Heranrllhrung 

des Telefonnetzes auch in entlegene Gebiete und durch Tel~fon­

gemeinschaften ist alles im Rahmen der Telefongebilhren Lösbal'e 
getan. 

Lanc) 
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